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Gedanken über Politik –  
Ist das schon Wahlkampf …? 

mit dbb seiten
11

N
ov

em
be

r 2
02

4 
• 7

4.
 Ja

hr
ga

ng



<	 Editorial

Ich teile die Auffassung, dass es hier Potenzial gibt. Nach einer 
weiteren veröffentlichten Studie böten diese Instrumente für 
170 000 Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst die Ersatzlösung. 
Was danach mit den bereits jetzt in den dbb Erhebungen und 
Veröffentlichungen fehlenden weiteren Personalbedarfen des  
öffentlichen Dienstes geschieht (570 000 fehlende Fachkräfte im 
öffentlichen Dienst abzüglich 170 000 durch KI und Digitalisie­
rung ersetzbare Arbeitsplätze ergibt weiterhin 400 000 fehlende 
Fachkräfte), dazu ist keine Lösung in Sicht. Schlichter Wegfall 
oder Abbau, wie sie seitens der Union gefordert wird (20 Prozent 
der Bundesverwaltung bedeuten rd. 110 000 Stellen), erledigt das 
Problem der fehlenden Kräfte auch nicht. Im Gegenteil: Hat nicht 
zuletzt die Ampelregierung den Bürokratieabbau in ihren Koali­
tionsvertrag geschrieben, so ist die Liste der in ihrer Amtszeit neu 
geschaffenen Regel- und Gesetzeswerke bislang deutlich länger, 
als es bei dieser Zielstellung aus dem Koalitionsvertrag zu ver­
muten wäre.

Damit einher geht eine erwartbare und für den vbob inakzeptable 
Begleiterscheinung in der politischen Debatte: Während über Stel­
lenabbau und Einsparungsauflagen gerne und wolkig diskutiert 
wird, spricht niemand über die durch die bisherigen Regierungen 
bereits verursachten enormen Belastungen durch Gesetz- und Ver­
ordnungsgebung für die Beschäftigten in der Bundesverwaltung. 
Für uns gehören bei einer seriösen Diskussion über Einsparungen 
zwingend auch die Definition von Aufgaben, die wegfallen, hinzu.

Verfolgt man die Debatten über den Kern der Bundesverwaltung 
oder des öffentlichen Dienstes hinaus, ist man bei der Frage der 
Überlastung der Sozialkassen. Im Zuge der Rentenversicherungs­
debatte war daher schnell und wiederholt die Frage der Lebens­
arbeitszeit in der Debatte. Getreu dem Motto: Wenn wir nicht ge­
nug Fachkräfte einwerben können, dann sollen die vorhandenen 
Beschäftigten doch länger arbeiten. Die Diskussionen über die Zu­
mutbarkeit der heutigen Beschlüsse in der Rentenpolitik sind ein 
guter Indikator für das Ausspielen der Generationen gegeneinander 
und die zusätzliche Belastung der nachfolgenden Generationen.

In dieser Ausgabe lesen Sie einen Bericht unserer vbob Vertrete­
rin in der Deutschen Rentenversicherung Bund. Wenn wir im 
vbob über Zukunft sprechen, dann stehen die Beschäftigten  
der nachfolgenden Generationen selbstverständlich im Fokus. 
Bereits dieser kleine Auszug zeigt, wie zwingend notwendig es 
ist, unter anderem in die politische Rede (beziehungsweise Phra­
se) wieder etwas mehr Bodenhaftung und Sachbezug hereinzu­
bekommen. Auch das zählt zu unseren Aufgaben im vbob.

Die Tarifforderungen für Bund und Kommunen sind am 9. Oktober 
beschlossen und verkündet worden. Lesen Sie hierzu einen ausführli­
chen Bericht in dieser Ausgabe. Auch hier steht zu erwarten, dass es 
unser aller Engagement benötigt, für eine Verbesserung einzutreten.

Mit den besten Grüßen 
Ihr

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

nun ist er also da, der sogenannte goldene Herbst. Die Laubbäume 
haben ihr Laub nicht nur bunt eingefärbt, sie lassen es nun auch auf 
Straßen, Wege und in die Gärten fallen. Ein wunderschönes Farben­
spiel, welches allerorts zum Verweilen und Bestaunen einlädt.

In dieser auf ihre Art schönen Jahreszeit hinein brummt das politi­
sche Berlin auf Hochtouren. Es wird sich in diesem Herbst wieder 
einmal neu entscheiden, ob die Ampelregierung noch in der Lage 
ist, richtungsweisende und zukunftsfeste, vor allen Dingen aber 
auch verfassungskonforme Beschlüsse zu fassen. Der Bundeshaus­
halt 2025 steht zur finalen politischen Beratung im Bundestag an 
und wir dürfen gespannt sein, wie sich die Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier der drei Ampelparteien verhalten werden. 
Dass die Opposition versuchen wird, aus der Situation Kapital zu 
schlagen, steht zu erwarten. Auch die Einmischung der Bundes­
politikerinnen und -politiker auf die Landesebene der jeweiligen, 
auch neuen Parteien ist katastrophal. Viele Kolleginnen und Kol­
legen erzählen, dass sie kein Interesse mehr an den Nachrichten 
haben – nur Streit, Krieg und Missgunst, das ist leider wahr.

Auch für den vbob ist der November im politischen Berlin ein wich­
tiger Monat. Parallel und zumindest weitgehend unauffällig wer­
den dort in den Parteien gerade die Pläne für eine inhaltliche Posi­
tionierung im Rahmen eines Bundestagswahlkampfes und einer 
möglichen Regierungsübernahme vorbereitet. Erste mediale Ver­
öffentlichungen von Kandidatinnen und Kandidaten weisen auf 
eine für die Bundesverwaltung eher schwierige Aufstellung hin.

Der Kanzlerkandidat der Union etwa kündigt dem Vernehmen nach 
die Streichung von Bundesbehörden und einen Abbau von Stellen in 
der Bundesverwaltung in Höhe von 20 Prozent in einem nicht defi­
nierten Zeitraum an. Digitalisierung und künstliche Intelligenz seien 
für die Verwaltung zwingend und überlebenswichtig, titeln derweil 
Expertinnen und Experten und beschreiben das Thema in der Folge 
mit der möglichen Reduzierung von Personal im Bereich vieler re­
gelmäßig wiederkehrender Dienstleistungen im öffentlichen 
Dienst. Auf Bundesebene werden noch immer die elektronische 
Akte und die Registermodernisierung zuvorderst genannt.
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Gedanken über Politik

Ist das schon  
Wahlkampf oder 
ernst gemeint?
Im November kommt es erneut 
zum Schwur. Die Ampelkoaliti­
on wird sich im Rahmen der 
Haushaltsdebatte zum Haus­
halt 2025 zu einer weiteren 
Runde ihres öffentlichen Kräf­
temessens im Deutschen Bun­
destag einfinden. Die Öffent­
lichkeit wird sich auf heftige 
verbale Attacken seitens der 
Opposition einstellen können 
und viele Expertinnen und 
Experten werden sich mit der 
(wirtschaftlichen und politi­
schen) Lage der Nation, dem 
Zustand der Ampelregierung 
und den sogenannten Sonn­
tagsfragen beschäftigen; letzt­
lich auch das Ende der Ampel 
vorhersagen.

	< Nach den Landtags
wahlen ist vor der  
Bundestagswahl

Nun beginnt der Wettbewerb 
der Parteien und ihrer Köpfe, 
der Kanzlerkandidaten und 
derjenigen Abgeordneten,  
die nach der beschlossenen 
Wahlrechtsreform um ihren 

Sitz im Deutschen Bundestag 
fürchten müssen. Neben den 
üblichen Verhaltens- und Ver­
kündungsmustern im politi­
schen Alltag der Hauptstadt 
werden die nächsten Monate 
von einer Vielzahl von politi­
schen Statements und Aus­
sagen geprägt werden, die 
uns Wählerinnen und Wähler 
davon überzeugen sollen, 
doch bei der nächsten Bun­
destagswahl unser Kreuz 
entsprechend zu setzen.

So weit, so gut und so weit 
auch bekannt.

Der politische Überbietungs­
wettbewerb hat bereits be­
gonnen, und wir fragen uns im 
vbob des Öfteren, ob das 
schon Wahlkampf ist oder 
ernst gemeint.

Beispiele aus der jüngeren 
Vergangenheit und offensicht­
lich einer scheinbar uner­
schöpflichen Vorratskiste an 
Vorschlägen wären zum Bei­
spiel die durch den Bundes­
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arbeitsminister vorgebrachte 
Idee einer Sonderzahlung an 
Langzeitarbeitslose, wenn die­
se mindestens ein Jahr einer 
geregelten Arbeit nachgehen. 
Prompt erfolgte die Abfuhr 
durch die eigene Parteifreun­
din, ehemalige Bundesarbeits­
ministerin und heutige Chefin 
der Bundesagentur für Arbeit. 
Entrüstung auch bei vielen an­
deren Politikerinnen und Poli­
tikern mit Blick auf die arbei­
tende Bevölkerung, die bereits 
ohne zusätzliche Anreize einer 
geregelten Arbeit nachgeht. 
Der Vizekanzler und Bundes­
wirtschaftsminister schlägt 
einen Deutschlandfonds zur 
Unterstützung der kriselnden 
Wirtschaft vor, was vom Bun­
desfinanzminister und FDP-
Bundesvorsitzenden sowie  
der Union postwendend abge­
lehnt und als Rückfall in die 
Planwirtschaft bezeichnet 
wird.

Von vielen unbemerkt hat 
sich die Union zu ihren Ideen 
bezüglich der Bundesverwal­
tung öffentlich geäußert. Von 
einer deutlichen Reduzierung 
der Zahl der Bundesbehörden 
ist die Rede und von einem 
20-prozentigen Stellenabbau. 
Auf Nachfrage bei der Union, 
was mit den abstrakten und 
den konkreten Maßnahmen 
gemeint und an Verbesserun­
gen erwartet wird bezie­
hungsweise wie sie sich das 
konkret mit Blick auf die poli­

tisch verordnete Aufgaben­
last niederschlägt, warten 
wir bislang noch auf Antwort.

Der sogenannte Seeheimer 
Kreis, eine Gruppierung und 
einflussreiche Stimme in der 
SPD, legt den Schwerpunkt 

auf die Herausforderungen in 
der Sicherheitspolitik und 
tritt nach der Weimarer Erklä­
rung für die Stärkung der Si­
cherheitsbehörden und der 
Cybersecurity ein. Das lässt 
sich durchaus nachvollziehen, 
legt man den bisherigen Stel­
lenaufwuchs beispielsweise 
bei der Bundespolizei und die 
gemeinsam mit dem vbob 

erreichte Ruhegehaltsfähig­
keit der Sicherheitszulage in 
den Sicherheitsbehörden zu­
grunde. Ebenso zählt hierzu 
der Aufwuchs im Bundesamt 
für Sicherheit in der Informa­
tionstechnik. Für das BSI hat 
allerdings der Bundesrech­
nungshof dem Haushaltsaus­
schuss des Deutschen Bun­
destages kürzlich in einem 
Bericht ausgeführt, dass trotz 
bereits vieler vorhandener 
und derzeit noch unbesetzter 
Stellen auch nach deren Be­
setzung das BSI nicht in der 
Lage sei, die vielen ihm über­
tragenen Aufgaben zu erfül­
len; somit auch aus Sicht des 
Bundesrechnungshofes eine 
signifikante Unterausstat­
tung der Behörde vorliege.

	< Politische Großprojekte 
im Sande verlaufen

In diesem Jahr sind bereits 
andere politische Großprojek­

te heftig debattiert und am 
Ende sang- und klanglos un­
tergegangen; da erinnern wir 
uns beispielsweise an die Kin­
dergrundsicherung. Das Si­
cherheitspaket II, welches 
sich auf den schrecklichen 
Anschlag von Solingen und 
die aus Sicht der Koalition 
einzuleitenden Maßnahmen 
bezieht und mit der Mehrheit 

der Ampelfraktionen im Bun­
destag beschlossen wurde, ist 
zum Zeitpunkt des Verfas­
sens des Artikels noch durch 
den Bundesrat blockiert. Die 
Bundesländer erwarten klare­
re und verbindlichere Vorga­
ben und Handlungsoptionen, 
auch für die Sicherheitskräf­
te, also unsere Kolleginnen 
und Kollegen.

Inzwischen wissen wir, wie sich 
die amtierende Bundesregie­
rung eine verfassungsgemäße 
und damit amtsangemessene 
Alimentation der Bundesbe­
amtinnen und Bundesbeamten 
vorstellt. Wie bereits im letz­
ten Magazin berichtet, haben 
wir die Vorschläge als unzurei­
chend und erneut in Teilen 
nicht verfassungskonform ab­
gelehnt. Ob es nun nach dem 
Beteiligungsgespräch im BMI 
noch zu Beschlüssen in dieser 
Legislaturperiode kommen 
wird, bleibt abzuwarten.

Ebenfalls abzuwarten bleibt 
die Verhandlungsposition der 
Bundesregierung bei den be­
vorstehenden Tarifverhandlun­
gen für Bund und Kommunen 
im Frühjahr 2025. Die Verhand­
lungsführerin der kommunalen 
Arbeitgeber, hauptberuflich 
Oberbürgermeisterin von Duis­
burg, hat bereits signalisiert, 
dass sie mit circa 2 Prozent 
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kalkuliere. Das weist auf einen 
weiteren Konflikt im Wahljahr 
im öffentlichen Dienst hin.

Es ist für uns als Gewerkschaft 
Bundesbeschäftigte ebenso 
wie für die Schwester- oder 
Partnergewerkschaften auf 
Bundesebene schwer erträg­
lich, dass man als Vertretung 
der Beschäftigten des Bundes 
mit den Vertretern des Staates 
regelmäßig einen ausführli­
chen Diskurs über die Betrof­
fenheit der eigenen staatlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter führen muss. Dass also 
auch für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes sämtli­
che Kostensteigerungen,  
Mietpreisentwicklungen, Ener­
giepreise und weitere Lebens­
haltungskostensteigerungen 
Wirkung entfalten, wie natür­
lich ebenso für den Rest der 
Bevölkerung – was für eine 
stets neue Überraschung!

Unterdessen wird die weltwei­
te gesamtpolitische Situation 
weiter fragiler. Vorschläge zu 
Wegen im Umgang mit völlig 
überflüssigen Kriegen, verur­
sacht meist von Despoten und 
zu ertragen meist von zivilen 
Bürgerinnen und Bürgern in 
den beteiligten Ländern, wer­
den gesucht. Begrenzung des 
steigenden Extremismus und 
des Einflusses, der durch Wäh­
lerinnen und Wähler erst hof­
fähig gemachten rechten Par­
teien, ist gefragter denn je und 
wird von den bisherigen oder 
sogenannten etablierten de­
mokratischen Kräften ebenso 
händeringend gesucht und lei­
der bisher nicht gefunden. Im 
Kampf um Mehrheiten in den 
Parlamenten werden die Frage­
zeichen über mögliche und sta­
bile Koalitionen für die Dauer 
einer Legislaturperiode nicht 
weniger.

	< Verrohung des 
(politischen) Miteinan-
ders wird salonfähig

Bezieht man das Verhalten 
sogenannter Mächtiger an­
dernorts mit in die Betrach­
tung ein, so kommt einem 

der Streit unter Partnern in 
der Ampel sowie das laute 
und wortstarke Lamento der 
Opposition zu Projekten der 
Regierung fast noch harmlos 
vor.

In diesem Monat wählt die 
stärkste Nation im trans­
atlantischen Bündnis einen 
Präsidenten oder eine Präsi­
dentin. Auch dort ist erkenn­
bar, dass der Stil im Umgang 
mit dem politischen Gegen­
über offensichtlich von Ver­
rohung, Beleidigungen und 
Verbreitung von Falsch­
meldungen geprägt ist. So 
wie in Deutschland ein La­
chen an einer falschen Stelle 
über politischen Sieg oder 
Niederlage entscheiden 
kann, so könnte es in den 
USA ein veröffentlichtes Foto 
sein, das einer Präsident­
schaftskandidatin einen 
möglichen Sieg kosten könn­
te. Hinzu kommt: Erstmalig 
könnte die stärkste Volks­
wirtschaft der westlichen 
Welt einen verurteilten 
Straftäter (erneut) zum 
Präsidenten wählen, der im 
Wahlkampf mit der Ver­
folgung und „Entsorgung“ 
von Staatsanwälten und 
politischen Gegnern gedroht 
hat – Demokratie macht 
auch so etwas möglich; es 
bleibt dennoch unglaublich!

Könnte also auch bei uns bei­
spielsweise mithilfe Desinfor­
mation über soziale Medien 
Einfluss auf die Vorbereitung 
der Bundestagswahl und die 
Meinungsbildung in der Bevöl­
kerung genommen werden?

Ja, sagen Expertinnen und Ex­
perten. Ist unsere Demokratie 
vor äußeren Einflussnahmen 
geschützt? Nein, sagen die 
Gleichen. Sind auch wir ge­
neigt, schnell zu bewerten, an­
statt uns mithilfe eigen be­
schaffter Informationen eine 
Meinung zu bilden? Nach Mei­
nung von Wahlforschenden 
wohl „Ja“.

Wenn man sich insbesondere 
die genutzten Quellen für Infor­
mationen in der digitalen Welt 
und die dort verbreiteten Inhal­
te sowie deren Qualität an­
schaut, ist es oftmals gruselig. 
Interessieren uns die Themen, 
die Parteien auf dem Weg zur 
Bundestagswahl öffentlich dis­
kutieren und uns im kommen­
den Jahr an den Wahlkampf­
ständen vermitteln wollen?

Das sollten sie – werden sie 
doch bei allen Parteien im Falle 
einer Regierungsbeteiligung 
Wirkung auf uns als Beschäf­
tigte und als Bürgerinnen und 
Bürger entfalten. Werden wir 
unser Wahlrecht nutzen oder 

ist es uns zu beschwerlich, ein 
Wahllokal aufzusuchen oder 
Briefwahl zu beantragen? Hof­
fentlich werden wir es nutzen.

Wir im vbob werden uns je­
denfalls kritisch mit allen vor­
getragenen und ernst gemein­
ten sowie seriösen Themen 
und Inhalten der Parteien im 
Bundestagswahljahr auseinan­
dersetzen. Auch wenn nicht 
alle Parteien konkrete Vor­
schläge und Ideen für die Bun­
desverwaltung in ihren Partei- 
oder Wahlprogrammen haben 
beziehungsweise haben wer­
den; auch wenn die vorhande­
nen und bislang bekannten 
Themenfelder sich mal wieder 
ausschließlich auf Streichung 
und Einsparungen fokussieren, 
wir werden auch darüber im 
Mitgliedermagazin berichten.

Was aus Deutschland wird und 
wie es weitergehen soll, das 
bestimmen wir im kommen­
den Jahr 2025 erneut gemein­
sam als Wahlberechtigte, 
Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes.

Wer leichtfertig glaubt, ihn 
oder sie ginge das nichts an, 
trägt mit Verantwortung für 
das, was bei Wahlen am Ende 
herauskommt. Das ist nicht 
Wahlkampf; das ist ernst 
gemeint! � fg
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Aus den Fachgruppen

Wahl der Jugend- und Ausbildungs­
vertretung im Bundeskanzleramt
Im Rahmen der diesjährigen Wahl zur Jugend- und Ausbildungsvertretung 
(JAV) wurde Lucas Dietrich einstimmig zum neuen JAV-Vorsitzenden im  
Bundeskanzleramt gewählt.

Die Wahl, die am 30. August 
2024 stattfand, setzte ein 
deutliches Zeichen für eine ver­
stärkte Mitsprache der Auszu­
bildenden in der Regierungs­
zentrale in Berlin. Mit einem 
klaren Mandat übernimmt 
Lucas Dietrich mit 21 Jahren 
und seit zwei Jahren Auszubil­
dender im Bundeskanzleramt, 
die Verantwortung, die Inter­
essen der jungen Kolleginnen 
und Kollegen zu vertreten. Er 
tritt somit die Nachfolge von 
Nico Elsner an, um die Belange 
der Jugend für weitere zwei 
Jahre erfolgreich zu vertreten.

Lucas Dietrich erklärte nach sei­
ner Wahl: „Ich freue mich sehr 
über das Vertrauen, das mir 
meine Mitstreiter entgegen­
gebracht haben. Es ist mir ein 
besonderes Anliegen, die Inter­

essen und Sorgen der Auszubil­
denden mit Nachdruck zu ver­
treten und sicherzustellen, dass 
auch junge Stimmen in den Ent­
scheidungsprozess gehört und 
eingebunden werden.“ Sein 
Fokus werde unter anderem auf 
der Verbesserung der Ausbil­
dungsbedingungen, Förderung 
von Weiterbildungsangeboten 
und der Stärkung der Mit­
bestimmungsrechte liegen.

Besondere Gratulationen wur­
den von den neuen Fachgrup­
penvorsitzenden des vbob im 
Bundeskanzleramt, Marcel 
Oehm (rechts im Bild) und 
Daniel Teusch (links im Bild), an 
Herrn Dietrich (Bildmitte) aus­
gesprochen.

Die Belange der jungen Kolle­
ginnen und Kollegen im Haus 

und hier gerade der Auszubil­
denden waren bereits in der 
Vergangenheit Herzensangele­
genheit der Fachgruppe unter 
Führung des ehemaligen Vor­
sitzenden Herrn Olaf Lüdtke. 
Diesem sind wir daher nicht 
nur in dieser Angelegenheit zu 
großem Dank verpflichtet.

In dieser Tradition überreichten 
die neuen Vorsitzenden der 
Fachgruppe als Zeichen ihrer 
Anerkennung und des Dankes 
Herrn Dietrich eine hochwerti­
ge Tasse und Isolierflasche. 
Diese symbolischen Geschenke 
sollen ihm in den kommenden 
Jahren als Begleiter dienen und 
zugleich für einen erfolgreichen 
Start in seine neue Rolle stehen.

„Mit diesen Geschenken möch­
ten wir Herrn Dietrich nicht nur 

gratulieren, sondern auch unse­
ren Dank für sein Engagement 
zum Ausdruck bringen“, sagte 
Daniel Teusch während der 
Übergabe. Marcel Oehm fügte 
hinzu: „Wir sind überzeugt, dass 
Lucas die Jugendvertretung im 
Bundeskanzleramt mit frischen 
Ideen und seiner Tatkraft an­
führen wird. Die Tasse und die 
Isolierflasche stehen als kleine 
Symbole für die zahlreichen He­
rausforderungen, denen er sich 
künftig stellen wird – mit Aus­
dauer und einem klaren Kopf.“

� Fachgruppe Bundeskanzleramt

Schlussbericht zu den Sozialwahlen 2023 übergeben

Mit Spannung erwartet
Peter Weiß, Bundeswahlbeauftragter für die Sozi­
alversicherungswahlen, und seine Stellvertreterin 
Doris Barnett legten am 30. September 2024 dem 
BMAS den Bericht vor.

Im Rahmen einer festlichen 
Veranstaltung übergaben sie 
den Schlussbericht an Dr. Rolf 
Schmachtenberg, Staatssekre­
tär im BMAS. Für den dbb 
nahm Michaela Mandal, Mit­
glied in der Vertreterversamm­
lung der Deutschen Renten­
versicherung Bund, an der 
öffentlichen Veranstaltung teil.

Der Schlussbericht zu den Sozi­
alwahlen ist eine mit Span­
nung erwartete Zusammen­

stellung der allgemeinen Daten 
der letzten Sozialwahlen, aber 
auch ein Bericht, der Reform­
bedarf und Reformvorschläge 
des Bundeswahlbeauftragten 
enthält.

Wie auch bei den vorangegan­
genen Sozialwahlen sieht der 
Bundeswahlbeauftragte einen 
erheblichen Reformbedarf bei 
den Sozialwahlen. Zwar sei das 
Modellprojekt von Onlinewah­
len erfolgreich zu bewerten 

und auch die Einführung einer 
Geschlechterquote sei erfolg­
reich umgesetzt worden; an 
vielen Stellen müssten jedoch 
Verfahren und Regelungen 
überdacht und aktualisiert 
werden.

Der dbb, der an den Sozial­
wahlen 2023 sehr erfolgreich 
teilgenommen hat, fordert 
ebenfalls, die Sozialwahlen 
weiterzuentwickeln. Die Be­
deutung der Wahl – sie ist im­
merhin nach der Bundestags­
wahl und der Europawahl die 
drittgrößte demokratische 
Wahl in Deutschland – ist vie­
len Wählern und Wählerinnen 
kaum bewusst. Daher ist eine 
Forderung des dbb, die Sozial­

wahlen mehr in die Öffentlich­
keit zu tragen und auch zwi­
schen den Wahlen ihren 
Bekanntheitsgrad zu erhöhen, 
damit bei den nächsten Sozial­
wahlen 2029 mehr Wahlbe­
rechtigte von ihrer Stimme 
Gebrauch machen.
� Michaela Mandal

	< Die beiden Fachgruppenvorsit­
zenden Daniel Teusch (links) 
und Marcel Oehm (rechts) mit 
dem neuen JAV-Vorsitzenden 
Lucas Dietrich

	< Die Übergabe des Abschlussbe­
richtes an den Staatssekretär im 
BMAS, Dr. Rolf Schmachtenberg
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Fachgruppe in der Zweigstelle  
Bonn feiert 25. Geburtstag
Nicht nur die Zweigstelle Statistisches Bundesamt in Bonn feiert dieses Jahr 
ihr 25-jähriges Jubiläum, sondern auch wir als vbob Fachgruppe.

Gegründet wurde die Fachgrup­
pe auf der Mitgliederversamm­
lung am 16. November 1999.

Hier fanden die vbob Mitglie­
der aus Düsseldorf, Berlin, vom 
Bundestag, vom BMI, aus 
Wiesbaden und aus den Frak­
tionen eine neue Heimat. Auch 
viele neue Kolleginnen und 
Kollegen schlossen sich der 
„Bewegung“ an. Als erster Vor­
sitzender wurde Kollege Dirk 
Rörig gewählt, der dieses Amt 
auch im Jubiläumsjahr gemein­
sam mit Frau Paustian ausfüllt.

Direkt nach der Gründung im 
November 1999 haben wir mit 
Hochdruck an einer eigenen 
Personalvertretung gearbeitet. 

Schon am 10. Januar 2000 
musste ein Verselbstständi­
gungsbeschluss gefasst wer­
den, damit im Jahr 2000 eine 
eigene Personalvertretung 
gewählt werden konnte.

Schon damals lagen die Gründe 
für einen eigenen Personalrat auf 
der Hand, und die Beschäftigten 
der noch jungen Zweigstelle 
stimmten in großer Mehrheit für 
einen eigenen Personalrat.

Bei den ersten Personalratswah­
len am 22. und 23. März 2000 
hatte es der vbob geschafft, eine 
schlagkräftige Truppe aufzustel­
len und stellte zudem mit Bernd 
Biermann und Dirk Rörig den 
Vorsitzenden und den Stellver­

treter. Als weitere Gewerkschaft 
war die ÖTV/DAG (heute ver.di) 
im Personalrat vertreten.

Die Anfangszeit war geprägt 
von vielen Anfangsschwierig­
keiten. Für den neuen Perso­
nalrat gab es viel zu tun.

Im Jahr 2000 zeigten sich im 
Statistischen Bundesamt große 
Veränderungen. Der Umbruch 
von der Großrechnerwelt zu 
Arbeitsplatzrechnern brachte 
umfangreiche Veränderungen 
auf vielen Arbeitsplätzen mit 
sich. Die Personalvertretungen 
verhandelten hierzu mit der 
Amtsleitung ein Regelpapier, 
welches die Leitplanken für die 
kommenden Jahre bildete.

Der vbob hat sich in den Per­
sonalräten des Statistischen 
Bundesamtes stets dafür stark­
gemacht, dass gerade die 
Beschäftigten, die vom Bonn-
Berlin-Umzug betroffen waren, 
nicht schon wieder dem Risiko 
unterliegen mussten, dass sie 
keine Standortgarantie mehr 
haben.

Im Jahr 2004 wurde dann wie­
der ein neuer Personalrat ge­
wählt und Dirk Rörig wurde als 
Vorsitzender bestätigt. Auch 
hier galt es, große Veränderun­
gen zu begleiten. Bereits weit 
vor 2004 (in diesem Jahr fand 
die EU-Osterweiterung statt) 
forderte der vbob die Aufwer­
tung der Außenhandelsstatis­
tik am Standort Bonn durch die 
Einführung von mindestens ei­
nem Intrahandelsstatistiksach­
gebiet sowie zwei Sachgebie­
ten im Mahnwesen. Im Bonner 
Außenhandel wurde seinerzeit 
noch ausschließlich Papier in 
Form von Zollbelegen paginiert 
und geprüft; die modernen 
Bildschirmarbeitsplätze gab es 
nur in Wiesbaden.

Die Amtsleitung konnte letzt­
lich überzeugt werden und es 
wurden sogar zwei Sachgebie­
te in der Intrahandelsstatistik 
sowie im Mahnwesen in Bonn 
eingerichtet. Diese Aufwer­
tung brachte nicht nur eine 
Modernisierung der Arbeits­
abläufe, sondern auch eine er­
hebliche Verbesserung der 
Stellensituation mit sich und 
viele Bonner Beschäftigte 
profitieren bis heute davon.

Auch neben der Personalrats­
arbeit zeigte die vbobler Enga­
gement. Der erste Bücherfloh­
markt wurde vom vbob im Jahr 
2005 eröffnet. Seither ist er 
regelmäßiger Bestandteil des 
Sommerfestes und der gesam­
te Erlös wird ausschließlich für 
wohltätige Zwecke gespendet.

	< Was war denn noch so?

Im Jahr 2007 hat sich der 
damalige Bundesvorsitzende 
Hans-Ulrich Benra direkt an die 
damalige Bundesministerin Ur­

	< Die Bekanntmachung der Gründung einer 
vbob Fachgruppe in der Zweigstelle Bonn
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sula von der Leyen gewandt, 
um für den Erhalt der ehemali­
gen Kita der Zweigstelle zu 
kämpfen. Diese Unterstützung 
blieb jedoch aus politischen 
Gründen aus, dennoch zeigt 
dieses Beispiel gut, dass der 
vbob sich auch im politischen 
Raum für Themen vor Ort ein­
setzt, wenn es nötig ist.

2009 startete dann ASA (Auto­
matisierte Sachbearbeitung im 
Außenhandel) gleichzeitig so­
wohl in Wiesbaden als auch in 
Bonn. Diese Maßnahme hatte 
eine Aufwertung der Stellen­
struktur und somit eine Stär­
kung der Zweigstelle zur Folge 
und somit wurde eine der zen­
tralen Forderungen des vbob 
erfüllt.

Im selben Jahr feierten sowohl 
die Zweigstelle als auch die 
Fachgruppe ihr zehnjähriges 
Bestehen. Ein großes Ärgernis 
zu jener Zeit waren die vielen 
Krähen, die in den Platanen 
des Parkplatzes vor Haus acht 
übernachteten und vor ihren 
morgendlichen Ausflügen ihre 
prägenden Hinterlassenschaf­
ten auf den parkenden Autos 
und den Gehwegen hinter­
ließen.

Ein Erfolg war die vom vbob 
angeregte und geforderte 
Anschaffung und Inbetrieb­
nahme einer Vergrämungsan­
lage, die tierschützend und 
auf natürliche Weise die 
Krähen dauerhaft vertreiben 
konnte.

2013 wurde mit Rita Berning 
ein Mitglied der Bonner Fach­
gruppe zur neuen Vorsitzen­
den beim HPR gewählt.

Das Ergebnis der Tarifrunde im 
Jahr 2014 deckte sich ziemlich 
genau mit den zentralen For­
derungen des vbob. Auch wir 
als Fachgruppe bewerteten 
das als einen großen Erfolg 
des vbob.

2014 wurde unser Fachgrup­
penvorsitzender Dirk Rörig 
zum Bundesschatzmeister 
des vbob gewählt.

Ebenfalls stark vertreten  
waren die Bonner beim HPR. 
Hier stellte der vbob nun mit 
Rita Berning und Udo Weber 
die Vorsitzende und den 
stellvertretenden Vorsitzen­
den.

2017 fand auf Initiative des 
vbob der erste Adventsbasar 
statt. Auch hier wurden die 
Erlöse wieder für wohltätige 
Zwecke gespendet.

Auch der Beginn der Fokussie­
rung der Außenhandelsstatis­
tik nach Bonn im Jahre 2018 
und der Aufbau des Basisregis­
ters im Jahr 2021 resultierten 
aus den Forderungen des vbob 
nach der sowohl personell als 
auch aufgabentechnischen 
Stärkung der Zweigstelle.

2022 wurde unsere stellvertre­
tende Fachgruppenvorsitzende 
Lilia Berwold zu einer der insge­
samt vier Beisitzerinnen des 
Bundesvorstands vbob gewählt.

Für das Jahr 2021 wurde die 
geplante Vorgesetztenrück­
meldung von der Amtsleitung 
ausgesetzt. Der vbob fordert 
seither über seine Personal­
ratsmitglieder die Wiederein­
führung und Durchführung der 
Vorgesetztenrückmeldung. 
Diese soll nun im Jahr 2025 in 
verschlankter Form wieder 
durchgeführt werden.

Hier sind nur einige der vielen 
und interessanten Aktivitäten 
aufgelistet.

Nun kommen wir zu der Frage, 
wofür der vbob denn über­
haupt steht:

Die Fachgruppe 51 setzt sich 
für eine stetige Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen sowie 
eine beständige Stärkung der 
Zweigstelle ein. Diese Ziele er­
reicht sie zum Beispiel über die 
hohe Anzahl der Mitglieder des 
vbob, die in den Personalräten, 
sei es der Hauptpersonalrat, 
der Gesamtpersonalrat, aber 
vor allen Dingen der Personal­
rat der Zweigstelle Bonn, ver­
treten sind.

Durch die starke Präsenz der 
vbob Mitglieder in diesen Gre­
mien kann der vbob aktiv an 
der Erreichung seiner Ziele mit­
wirken. Unsere Mitglieder sind 
alle ehrenamtlich tätig und ha­
ben Freude daran, die Kollegin­
nen und Kollegen vor Ort zu 
unterstützen. Denn: Nähe ist 
unsere Stärke.

� _
	< Der berühmte Bücherflohmarkt 

der Fachgruppe auf der Liegen­
schaft wird jährlich durchgeführt.
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Der dbb beamtenbund und tarifunion hat seine Forderungen für die Tarif­
verhandlungen 2025 im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen 
präsentiert. Im Zentrum steht eine deutliche Erhöhung der Löhne um min­
destens 8 Prozent sowie eine monatliche Verbesserung um mindestens 
350 Euro.

„Die Forderungen sind ambi­
tioniert, aber keineswegs zu 
hoch“, sagt dbb Chef Ulrich 
Silberbach. Es fehlen eine hal­
be Million Menschen im öf­
fentlichen Dienst. „Es bestehe 
die Gefahr, im Vergleich zur 
Privatwirtschaft abzuschmie­
ren“, berichtet die BILD Zeitung 
am 9. Oktober 2024.

Die Gewerkschaften begrün­
den ihre Forderungen mit dem 
eklatanten Personalmangel im 
öffentlichen Dienst und der 
steigenden Arbeitsbelastung 
der Beschäftigten. Die hohe 
Inflation und die damit verbun­
dene Kaufkrafterosion machen 
zudem eine Anpassung der 
Gehälter dringend erforderlich 
(Frankfurter Rundschau, 
9. Oktober 2024).

Die Kernforderungen des dbb 
lauten:

	> 8 Prozent mehr Gehalt: Eine 
deutliche Erhöhung der Löh­
ne soll die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes stei­
gern und den Personalman­
gel bekämpfen.

	> Mindestens 350 Euro mehr 
Einkommen: Diese zusätzli­
che Erhöhung soll die Kauf­
kraft der Beschäftigten stär­

ken und die Auswirkungen 
der Inflation abfedern.

	> Höhere Zuschläge: Besonders 
belastende Tätigkeiten sollen 
angemessener vergütet wer­
den.

	> Mehr freie Tage: Zu den wei­
teren Forderungen gehören 
unter anderem drei zusätzli­
che freie Tage sowie ein wei­
terer freier Tag für Gewerk­
schaftsmitglieder. Über ein 
Arbeitszeitkonto sollen Be­
schäftigte entscheiden kön­
nen, ob sie etwa Überstun­
den ausgezahlt bekommen 
wollen oder diese auf das 
Konto gebucht werden sol­
len. Auszubildende sollen 
den Gewerkschaften zufolge 
200 Euro mehr im Monat 
bekommen (rbb Rundfunk 
Berlin-Brandenburg, 9. Okto-
ber 2024)

	> Flexibilisierung der Arbeits­
zeit: Eine größere Flexibilität 
in der Arbeitszeitgestaltung 
soll die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie erleich­
tern (Süddeutsche Zeitung, 
10. Oktober 2024).

Begründet werden die Forde­
rungen mit:

	> Personalmangel im öffentli­
chen Dienst: Die hohen For­

derungen sollen helfen, den 
eklatanten Personalmangel 
im öffentlichen Dienst zu be­
kämpfen und attraktivere 
Arbeitsbedingungen zu 
schaffen.

	> Inflation und steigende Le­
benshaltungskosten: Die In­
flation hat die Kaufkraft der 
Beschäftigten geschmälert, 
weshalb eine deutliche Erhö­
hung der Löhne notwendig 
sei.

	> Wertschätzung der Arbeit: 
Mit den Forderungen soll die 
Arbeit der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst besser 
gewürdigt werden (Süddeut-
sche Zeitung, 10. Oktober 
2024).

Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer bei Bund und Kommu­
nen arbeiten derzeit 39 Wo­
chenstunden. Ulrich Silberbach 
hob daher hervor, dass der öf­
fentliche Dienst angesichts von 
jetzt schon 570 000 fehlender 
Kräfte attraktiver gemacht wer­
den müsse. Die Beschäftigten 
von Bund, Kommunen und 
kommunalen Unternehmen 
spüren immer stärker die Fol­
gen von unbesetzten Stellen 
und Personalknappheit; es be­
steht eine Notwendigkeit zur 
Entlastung. Volker Geyer, Fach­

vorstand Tarifpolitik beim dbb 
beamtenbund und tarifunion, 
mahnte: „Die Arbeitszeitkonten 
müssen hochflexibel sein und 
sich nach den Vorstellungen der 
Beschäftigten richten – sowohl 
bei dem, was eingezahlt wird, 
als auch bei der späteren Nut­
zung.“ (Stuttgarter Zeitung, 
9. Oktober 2024).

Als neues Instrument zur Ent­
lastung der Beschäftigten sieht 
die aktuelle Tarifforderung 
ein „Meine-Zeit-Konto“ vor. 
Beschäftigte sollen damit Ge­
haltsansprüche in Freizeitan­
sprüche umwandeln können. 
Sie sollen so „eigenständig 
verfügen und entscheiden 
können, ob die erzielte Entgelt­
erhöhung oder weitere Vergü­
tungsbestandteile wie Über­
stunden inklusive Zuschlägen 
ausgezahlt oder auf das Konto 
gebucht werden sollen“, be­
richtet FAZ.NET. Guthaben 
könnten dann „für eine Redu­
zierung der wöchentlichen Ar­
beitszeit, zusätzliche freie Tage 
oder auch längere Freistel­
lungsphasen genutzt werden“.

„Das werden sicher wieder lan­
ge Nächte“, kündigte dbb Chef 
Ulrich Silberbach bei der Vor­
stellung der Forderungen an: 
„(…) und die demografische 
Krise beginnt gerade erst“, 
begründete er das Paket 
(FAZ.NET, 10. Oktober 2024).

Verhandelt wird ab 24. Januar 
2025. Der Abschluss ist für Mit­
te März 2025 vorgesehen.� bs
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Fachgruppe Bundesanstalt für  
Immobilienaufgaben tagt in Hildesheim
Im Parkhotel „Berghölzchen“ trafen sich in der ersten Septemberwoche 
die Delegierten aus der ganzen Bundesanstalt zur diesjährigen Fach­
gruppenversammlung. Als Gäste nahmen an der Veranstaltung der 
Bundesvorsitzende des vbob, Frank Gehlen, Vorstandsmitglied der BImA, 
Herr Paul Johannes Fietz, und der Spartenleiter OP, Herr Michael Müller, teil.

Die bestimmenden Themen der 
Fachgruppenversammlung wa­
ren die Replik auf die Personal­
ratswahlen und die Beitrags­
anpassung zum 1. Januar 2025. 
In zwei Workshops wurden die 
Themen Führung in der BImA 
und die Frage „Wie stellen wir 
uns den gesellschaftlichen 
Wandel und die Zukunft der 
Gewerkschaft vor?“ erörtert.

Die Personalratswahlen konn­
te die Fachgruppe mit einem 
überragenden Erfolg abschlie­
ßen. Die Liste der Arbeitneh­
mer*innen für den HPR ge­
wann acht von 21 Sitzen und 
die Liste der Beamt*innen ge­
wann beide möglichen Sitze. 
Der vbob ist somit mit zehn 
Sitzen die stärkste Fraktion im 
Hauptpersonalrat. Mit dem 
Kollegen Frank Gehlen haben 
wir sehr ausführlich nochmals 
die Eingruppierungsproblema­
tik der Forstwirte, Hausmeister 

und Handwerker in der BImA 
diskutiert. Sowohl der Kollege 
Gehlen als auch das Vorstands­
mitglied Paul Johannes Fietz 
waren der Meinung, dass diese 
Themen angegangen und ge­
löst werden müssen. Die Ein­
gruppierungen sind aufgrund 
der sich ständig ändernden Ar­

beitswelt nicht mehr zeitge­
mäß und sollten neu verhan­
delt und überarbeitet werden.

Zu der Forderungsfindung für 
die Einkommensrunde 2025 
haben wir unsere Überlegun­
gen dem Kollegen Gehlen vor­
getragen. Die meisten davon 

sind bei der Forderungsfindung 
des dbb am 9. Oktober 2024 
mit eingeflossen.

Die Themen Aus-, Fort- und 
Weiterqualifizierung, neue 
RBBau und die Auswirkungen 
auf die BImA wurden intensiv 
und ausführlich mit den Her­
ren Fietz und Müller bespro­
chen. Mit unserer unge­
schminkten und sachlichen 
Beschreibung der Situation in 
der BImA kommen wir unse­
rem selbst gesteckten An­
spruch „Nähe ist unsere Stär­
ke“ nach. Wir stehen auch 
weiterhin als Gewerkschaft 
Bundesbeschäftigte an der 
Seite unserer Beschäftigten 
und nehmen deren Sorge und 
Nöte auf und transportieren 
diese in die Gewerkschaft 
und in den Vorstand.

Nach zwei Tagen intensiven 
Arbeitens und engagierter 
Diskussion und voll motiviert 
für die Aufgaben bis zur 
nächsten Fachgruppenver­
sammlung in der letzten Sep­
temberwoche 2025 in Bad 
Honnef, ging die Fachgrup­
penversammlung 2024 in  
Hildesheim zu Ende.� lh
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